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Einigung zur Reform 
der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer

Am 20. Juni 2016 konnte zwischen CDU, CSU und SPD eine 
Einigung über die Erbschaftsteuerreform erzielt werden. Auf 
Grundlage dieser Einigung können die Beschlüsse des Bun-
destags und des Bundesrats herbeigeführt werden. Die letz-
te Bundesratssitzung vor der parlamentarischen Sommerpau-
se ist am 8. Juli 2016. Das Gesetz soll (rückwirkend) am 1. Ju-
li 2016 in Kraft treten.

Wesentliche Änderungen gegenüber 
dem Regierungsentwurf

In einer gemeinsamen Erklärung der Koalitionsvertreter wer-
den die vereinbarten Anpassungen gegenüber dem Regie-
rungsentwurf vom 8. Juli 2015 zusammengefasst. Ein neu-
er Gesetzestext wurde allerdings noch nicht veröffentlicht. 
Dieser dürfte erst mit den Beschlussempfehlungen des Fi-
nanzausschusses im Vorfeld der 2./3. Lesung des Bundes-
tags vorliegen.

Nachfolgend werden die wesent l ichen Anpassungen 
aufgeführt. 

Entlastung kleiner Unternehmen von Bürokratie

Die Lohnsummenprüfung soll für Unternehmen mit bis zu fünf 
Beschäftigten entfallen. Im Regierungsentwurf war noch eine 
Grenze von drei Beschäftigten vorgesehen.

Förderung von Investitionen

Überschreitet der Wert des Verwaltungsvermögens 10% des 
Unternehmenswertes, so besteht zumindest in Erbfällen künf-
tig die Möglichkeit, innerhalb eines Jahres nach Erbfall das 
Verwaltungsvermögen zu veräußern und in begünstigtes Ver-
mögen zu investieren, um eine Besteuerung des Verwaltungs-
vermögens zu vermeiden.

Grundstücke, die für Investitionen genutzt werden, kön-
nen ebenso darunter fallen wie Finanzmittel, die dafür ge-
braucht werden.

Verwaltungsvermögen

Am Begriff des Verwaltungsvermögens soll festgehalten wer-
den. Der Regierungsentwurf hatte hingegen eine Definition 
von „begünstigtem Vermögen“ enthalten. 

Anders als bisher besteht zukünftig eine grundsätzliche Steu-
erpflicht für Vermögensgegenstände des Verwaltungsver-
mögens. Diese unterliegen vollumfänglich der regulären Be-
steuerung, soweit der Wert des Verwaltungsvermögens 10% 
des gesamten Unternehmensvermögens (sog. „Schmutzklau-
sel“) überschreitet. Beträgt das Verwaltungsvermögen im Ex-
tremfall sogar 90% des Werts des gesamten Unternehmens, 
ist auch für die verbleibenden 10% des begünstigten Vermö-
gens jede Begünstigung aus Gründen der Missbrauchsvermei-
dung ausgeschlossen.

Außerdem soll klargestellt werden, dass Drittlandsbeteiligun-
gen bei einer Holdinggesellschaft, Altersvorsorgeverpflichtun-
gen und verpachtete Grundstücke, die zum Zwecke des Ab-
satzes von eigenen Produkten überlassen werden (z.B. Tank-
stellen und Brauereigaststätten), begünstigt werden. Geld und 
geldwerte Forderungen (Finanzmittel) sollen zu 15% zum be-
günstigten Vermögen gerechnet werden.

Große Unternehmensvermögen

Wie bereits im Regierungsentwurf vorgesehen, soll es ab ei-
nem begünstigten Vermögen von 26 Mio. Euro eine indivi-
duelle Verschonungsbedarfsprüfung oder alternativ ein Ver-
schonungsabschlagmodell geben. Der Verschonungsabschlag 
soll sich aber um einen Prozentpunkt für jede 750.000 Euro 
(Regierungsentwurf: 1,5 Mio. Euro), die der Erwerb oberhalb 
der Prüfungsschwelle von 26 Mio. Euro liegt, verringern. Kei-
ne Verschonung soll gewährt werden, ab einem Erwerb von 
90 Mio. Euro (Optionsverschonung) bzw. 89,75 Mio. Euro 
(Regelverschonung).

Realistische Vermögensbewertung

Als Reaktion auf die derzeitige Niedrigzinsphase soll der 
beim sog. vereinfachten Ertragswertverfahren für die Bestim-
mung des Unternehmenswerts maßgebliche Kapitalisierungs-
faktor von derzeit 17,86 auf einen Korridor von 10 bis max. 
12,5 abgesenkt werden. Damit soll eine Überbewertung von 
Unternehmen vermieden werden.
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Erweiterte Stundungsregelung

Es soll ein Rechtsanspruch auf eine voraussetzungslose 
Stundung bis zu zehn Jahren bei Erbfällen eingeführt werden. 
Die Stundung soll zinslos erfolgen und sich auf die Steuer, die 
auf das begünstigte Vermögen unabhängig von dessen Wert 
entfällt, erstrecken. Die Regelung dient den Erben großer Be-
triebsvermögen, denen die Verschonungsregelungen nicht 
mehr helfen. 

Steuererleichterungen für Familienunternehmen

Neu ist die Schaffung eines Vorababschlags für Familien- 
unternehmen, deren Gesellschaftsverträge typische Klauseln 
für diese aufweisen. Darunter soll laut dem Gesetzgeber zu-
nächst eine Verfügungsbeschränkung zu verstehen sein, wo-
nach eine zustimmungsfreie Übertragung nur an Mitgesell-
schafter oder an Abkömmlinge möglich ist. Darüber hinaus 
muss der Gesellschaftsvertrag eine Ausschüttungs- bzw. Ent-
nahmebegrenzung vorsehen, wonach ein Teil der Gewinne 
thesauriert wird. Schließlich wird eine Beschränkung der Ab-
findung für ausscheidende Gesellschafter gefordert. Der Um-
fang der letzteren Beschränkung ist auch entscheidend für den 
Umfang des Vorababschlags. Wird als Abfindung ein Wert von 
höchstens 70% des Verkehrswerts zu Grunde gelegt, wird der 
volle Abschlag von 30% gewährt. Wird ein höherer Anteil des 
Verkehrswerts als Abfindung gewährt, vermindert sich der Ab-
schlag entsprechend. Die neue Sonderverschonung ist für 
Familienunternehmen eine erhebliche Erleichterung. Sie ist al-
lerdings nur anwendbar, wenn die gesellschaftsvertraglichen 
Regelungen zwei Jahre vor der maßgeblichen Übertragung 
bereits aufgenommen waren und 20 Jahre danach nicht auf-
gehoben werden. Daher ist Familienunternehmen dringend zu 
empfehlen, die eigenen Gesellschaftsverträge zu prüfen und 
entsprechende Klauseln – soweit noch nicht enthalten – zeit-
nah aufzunehmen. 

Ausblick

Gelingen die Beratungen im Bundestag und Bundesrat in der 
Woche zwischen dem 4. Und dem 8. Juli soll das Gesetz rück-
wirkend auf den 1. Juli 2016 in Kraft treten. Bis zum 30. Juni 
2016 einschließlich gelten daher noch die günstigeren Rege-
lungen des derzeitigen Gesetzes.

Das Inkrafttreten des Gesetzes ist (rückwirkend) für den 1. Juli 
2016 vorgesehen. Damit soll der Fristsetzung des Bundesver-
fassungsgerichts, das eine Neuregelung ab diesem Datum ge-
fordert hatte, entsprochen werden.

Peter Fabry, Partner

Rechtsanwalt, Steuerberater,

Fachanwalt für Steuerrecht

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

München

Telefon +49 89 23714 24780

peter.fabry@luther-lawfirm.com

Impressum

Verleger: Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Anna-Schneider-Steig 22, 50678 Köln, Telefon +49 221 9937 0

Telefax +49 221 9937 110, contact@luther-lawfirm.com

V.i.S.d.P.: Peter Fabry, Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, 

Karlstraße 10-12, 80333 München, Telefon +49 89 23714 24780, 

Telefax +49 89 23714 110, peter.fabry@luther-lawfirm.com

Copyright: Alle Texte dieses Newsletters sind urheberrechtlich 

geschützt. Gerne dürfen Sie Auszüge unter Nennung der Quelle 

nach schriftlicher Genehmigung durch uns nutzen. Hierzu bitten 

wir um Kontaktaufnahme. Falls Sie künftig keine Informationen der 

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH erhalten möchten, senden 

Sie bitte eine E-Mail mit dem Stichwort „Newsletter Steuerrecht 

aktuell“ an unsubscribe@luther-lawfirm.com

Haftungsausschluss

Obgleich dieser Newsletter sorgfältig erstellt wurde, wird keine 

Haftung für Fehler oder Auslassungen übernommen. Die Informa-

tionen dieses Newsletters stellen keinen anwaltlichen oder steuer-

lichen Rechtsrat dar und ersetzen keine auf den Einzelfall bezoge-

ne anwaltliche oder steuerliche Beratung. Hierfür stehen unsere An-

sprechpartner an den einzelnen Standorten zur Verfügung.

Dr. Axel Mühl, Partner

Rechtsanwalt, Fachanwalt für Handels- und 

Gesellschaftsrecht, Fachanwalt für Steuerrecht

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Stuttgart

Telefon +49 711 9338 19191

axel.muehl@luther-lawfirm.com

Unsere Experten des Beratungsbereiches „Familienunternehmen / 

Unternehmerfamilien" verfügen über umfangreiche Erfahrung in den 

Fragestellungen von familiengeführten Unternehmen, deren Beglei-

tung überdurchschnittliche und fachübergreifende Kenntnisse insbe-

sondere in den Rechtsgebieten Gesellschaftsrecht, (internationales) 

Erbrecht, Familienrecht und Steuerrecht erfordert. Weitere Informati-

onen finden Sie HIER.

http://www.luther-lawfirm.com/kompetenz/beratungsfelder/detail/familienunternehmen-unternehmerfamilien.html
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